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3 4 9 . Verordnung: Änderung der Verordnung zur Durchführung des Übereinkommens be-
treffend die Prüfung und Bezeichnung von Edelmetallgegenständen

3 5 0 . Verordnung: Festsetzung von Durchschnittssätzen für abziehbare Repräsentationsaufwen-
dungen und die damit zusammenhängenden Vorsteuerbeträge

3 5 1 . Kundmachung: Niederländische amtliche Gewährzeichen für Butter und Milchpulver

3 4 9 . Verordnung des Bundesministers für
Finanzen vom 1. Juni 1976 über die Ände-
rung der Verordnung zur Durchführung des
Übereinkommens betreffend die Prüfung
und Bezeichnung von Edelmetallgegenstän-

den

Zur Durchführung des Übereinkommens be-
treffend die Prüfung und Bezeichnung von Edel-
metallgegenständen, BGBl. Nr. 346/1975, wird
in Verbindung mit dem Punzierungsgesetz,
BGBl. Nr. 68/1954, in der Fassung der Bundes-

gesetze BGBl. Nr. 184/1965 und BGBl. Nr. 222/
1967 verordnet:

Der Anhang A der Verordnung vom 27. Juni
1975, BGBl. Nr. 358, zur Durchführung des
Übereinkommens betreffend die Prüfung und
Bezeichnung von Edelmetallgegenständen in der
Fassung der Verordnung BGBl. Nr. 512/1975
wird im Sinne des § 4 Abs. 4 genannter Ver-
ordnung wie folgt geändert:

Nach Punkt III sind die folgenden Punkte IV
und V anzufügen:
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Androsch

3 5 0 . Verordnung des Bundesministers für
Finanzen vom 29. Juni 1976 über die Fest-
setzung von Durchschnittssätzen für abzieh-
bare Repräsentationsaufwendungen und die
damit zusammenhängenden Vorsteuerbeträge

Auf Grund des § 20 Abs. 1 Z. 3 des Einkom-
mensteuergesetzes 1972, BGBl. Nr. 440, und des
§ 16 Z. 2 des Körperschaftsteuergesetzes 1966,
BGBl. Nr. 156, sowie des § 14 Abs. 1 des
Umsatzsteuergesetzes 1972, BGBl. Nr. 223, wird
verordnet:

§ 1. Steuerpflichtigen, die Ausfuhrumsätze
tätigen, werden Durchschnittssätze für abzugs-
fähige Repräsentationsaufwendungen gewährt.

Diese Durchschnittssätze betragen
2 v. T. für die ersten 5000000 S,
1 v. T. für die weiteren 10000000 S,

0,5 v. T. für alle weiteren Teile
des Gesamtbetrages der im Wirtschaftsjahr ent-
standenen Forderungen aus Ausfuhrumsätzen
(§ 20 Abs. 1 Z. 3 des Einkommensteuergesetzes
1972 bzw. § 16 Z. 2 des Körperschaftsteuer-
gesetzes 1966). Voraussetzung für die Gewährung
der Durchschnittssätze ist, daß der Steuerpflich-
tige dem Finanzamt die Höhe der Ausfuhr-
umsätze bekanntgibt.

§ 2. Unternehmer, denen Durchschnittssätze
nach dieser Verordnung gewährt werden, sind

berechtigt, den Vorsteuerabzug für die mit diesen
Repräsentationsaufwendungen im Zusammen-
hang stehenden Vorsteuerbeträge mit einem
Durchschnittssatz von 10 v. H. der abzusetzen-
den Beträge vorzunehmen.

§ 3. Den Durchschnittssätzen im Sinne des § 1
sind nur nach dem 31. Dezember 1975 entstan-
dene Forderungen aus Ausfuhrumsätzen zu-
grunde zu legen.

Androsch

3 5 1 . Kundmachung des Bundesministers
für Handel, Gewerbe und Industrie vom
18. Juni 1976 betreffend niederländische
amtliche Gewährzeichen für Butter und

Milchpulver

Auf Grund des § 6 Abs. 2 des Markenschutz-
gesetzes 1970, BGBl. Nr. 260, wird im Einver-
nehmen mit dem Bundesminister für Auswärtige
Angelegenheiten kundgemacht, daß § 6 Abs. 1
des Markenschutzgesetzes 1970 auf drei nieder-
ländische amtliche Gewährzeichen für Butter
und auf zwei niederländische amtliche Gewähr-
zeichen für Milchpulver Anwendung findet, die
im Markenregister des Österreichischen Patent-
amtes für jedermann zur Einsicht aufliegen.

Staribacher


